Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm (FlulärmG)

Die Bekanntmachung der Neufassung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (Flug​lärmG) erfolgte am 31. Oktober 2007.  Das Gesetz wurde am 9. November 2007 im Bundes​gesetzblatt veröffentlicht.

Zweck des Gesetzes ist es, in der Umgebung von Flugplätzen bauliche Nutzungs​be​schrän​kungen (auch Bauverbote) und baulichen Schallschutz zum Schutz der Allge​mein​​heit und der Nach​barschaft vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen durch Flug​lärm sicherzustellen.

Das Gesetz regelt die Einrichtung von Lärmschutzbereichen und teilt diese in zwei Schutz​zonen für den Tag und eine Schutzzone für die Nacht ein. Schutzzonen sind diejenigen Gebiete, in denen der durch Fluglärm hervorgerufene äquivalente Dauerschallpegel LAeq sowie bei der Nacht-Schutzzone auch der fluglärmbedingte Maximalpegel LAmax ausge​wie​sene Werte übersteigt, wobei die Häufigkeit aus dem Mittelwert über die sechs verkehrs​reichsten Monate des Prognosejahres bestimmt wird.

Werte für bestehende zivile Flugplätze

Tag-Schutzzone 1:
LAeq Tag

65 dB(A)

Tag-Schutzzone 2:
LAeq Tag

60 dB(A)

Nacht-Schutzzone:
LAeq Nacht

55 dB(A) 



LAemax

6  mal  57 dB(A)

Werte für neue oder wesentlich baulich erweiterte zivile Flugplätze
(Erhöhung des äquivalenten Dauerschallpegels LAeq Tag oder LAeq Nacht  um mind. 2 dB(A))

Tag-Schutzzone 1:
LAeq Tag

60 dB(A)

Tag-Schutzzone 2:
LAeq Tag

55 dB(A)

Nacht-Schutzzone
bis zum 31.10.2010:
LAeq Nacht

53  dB(A) 



LAemax

6  mal  57 dB(A)

Nacht-Schutzzone
ab dem 1.1.2011:
LAeq Nacht

50 dB(A) 



LAemax

6  mal  53 dB(A)

Kritische Betrachtung des FluglärmG

Das vorliegende Gesetz zum Schutz gegen  Fluglärm genügt nicht den selbst geset​zten Zielen der Einführung zeitgemäßer Lärmschutzstandards sowie eines verbesserten und ausrei​chenden Schutzes vor Fluglärm. Im Laufe des Gesetzgebungs​verfahrens sind mit jedem neuen Entwurf überwiegend Verschlechterungen für die betroffe​nen Anwohner eingetreten. Die zu hohen zulässigen Grenzwerte bewirken zu kleine Lärm​schutzzonen.

1. Die Grenzwerte für die Einrichtung von passivem Schallschutz (tags und nachts) sind deut​lich (um 5 bis 10 dB(A)) zu hoch und liegen bereits an der Grenze zur Gesund​heits​gefährdung, vor allem durch Herz- und Kreislauferkrankungen. Die Gerichte haben in den vergan​genen Jahren bei Neu- und Ausbauten z. T. deut​lich niedrigere Grenz​werte fest​ge​legt, als jetzt für Neubauten vorgesehen.

2. Der beabsichtigte Tag-Grenzwert von LAeqTag = 65 dB(A) ist so hoch, dass er nur an zwei Mess​stellen in Deutsch​land erreicht wird (D´dorf-Lohausen und Bln-Tegel MP 49)). Er liegt um 5 dB(A) höher als der für neue und wesentlich auszubauende Flughäfen. Diese 5 dB(A) beim Dauer​schallpegel bedeuten das Zulassen des drei​fachen(!) Verkehrs bei bestehenden Flug​häfen. 

3. Auch der Nachtschutz ist unzureichend. Bereits ab Dauerschallpegeln von 50 dB(A) nachts (außen) sind nach den Aussagen des Umweltbundesamtes Gesund​heits​​beein​​träch​tigungen nicht mehr auszu​schließen. Die neueren Erkenntnisse der Lärm​wirkungsforschung, wie z. B. aus der DLR-Schlafstudie, legen nahe, dass zur Bestimmung der zulässigen Grenzwerte auch die Aufwachwahr​schein​lichkeit als Dosis/Wirkungs​bezie​hung zu berücksichtigen ist. In der Rechtsprechung der obers​ten Gerichte wird zudem auf die erhebliche Belästigung Bezug genommen; diese beginnt nachts bei Dauer​​schall​pegeln (außen) von 45 dB(A), vergl. Schönefeld-Urteile des BVerwG aus 2006. Zumin​dest für die Berech​nung der Nacht​​schutz​​zonen müsste dieser abgesenkte Wert gelten. Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) sieht Gesund​heitsbeeinträchtigungen schon ab  einem Dauerschallpegel von 40 dB(A) außen als gegeben.

4. In dem vorangehenden Referenten-Entwurf vom Sept. 2003 war der aus EU-Umgebungs​lärm​richtlinie resultierende europäische Lärmindex Lden (day, evening, night) in Höhe von 65/60 dB(A) verwendet worden. Dieser hätte durch die besondere Gewichtung der Tages​rand​zeiten und der Nacht zu größeren Lärmschutzzonen geführt. Ein ähnlicher Verschlechterungseffekt tritt durch den Wegfall der in frühe​ren Entwürfen vorgesehene 100/100-Regelung und den Ersatz durch die sog. Sigma-Regelung ein.

5. Die Ein​rich​tung von passivem Schallschutz ist über sieben Jahre gestreckt worden. Für die Berechnung der Lärmschutzzonen ist ein Zeitraum von zwei Jahren vorgesehen. Erst fünf Jahre danach soll eine Erstattung des passiven Schallschutzes erfolgen. 

In der Summe reichen die vorgesehenen Maßnahmen nicht aus, um das Ziel eines spürbar ver​besser​ten Schutzes vor Fluglärm zu erreichen und damit dem Vorsorgeprinzip zu genü​gen. Das FluglärmG bleibt nicht nur hier, sondern auch bei den Regelungen zur Siedlungs​beschränkung deutlich hinter den Erwar​tungen und der aktuellen Rechtsprechung zurück. Auch der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat in seinem Gut​achten 2002 den damaligen, für die Betroffenen noch güns​tigeren Referenten​entwurf, schon für unzureichend gehalten.

Zweite Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm Schallschutz​verordnung  (2. FluglSV)

Die Schallschutzverordnung wurde am 8. September 2009 verabschiedet und am 14. Sep​tem​ber 2009 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Mit der Verordnung werden entsprechend dem novellierten FluglärmG nähere Regelungen zum baulichen Schallschutz getroffen.

Die Schallschutzverordnung gilt für die Errichtung von schutzbedürftigen Einrichtungen entspr. § 5 des FluglärmG in dem Lärmschutzbereich eines Flughafens sowie für die Errich​tung von Wohnungen in der Schutzzone 2 eines Flugplatzes sowie für Schallschutz​maß​nahmen an schutzbedürftigen Einrichtungen und Wohnungen, die bei der Festsetzung eines Lärmschutzbereichs errichtet sind oder deren Einrichtung nach  § 5 FluglärmG zulässig ist. Für diese wird bestimmt, welche Bauschalldamm-Maße der Umfassungsbauteile von Aufent​haltsräumen erforderlich sind.

Die Schallschutz-Vorordnung greift nach der DIN 4109 auf das bewertete Bauschalldämm-Maß R´w.res  für Umfassungsbauteile von Aufenthaltsräume zurück und arbeitet in Anleh​nung an die Dämm-Maße der Schallschutzfenster mit Isophonenbändern von 5 dB(A).

Für die (Neu-)Errichtung baulicher Anlagen ergeben sich danach typische Wohnraum-Innen​pegel tags zwischen 34 und 39 dB(A) und für Schlafräume nachts zwischen 24 und 29 dB(A).

Soweit bauliche Anlagen bereits errichtet sind, wird pauschalierend festgelegt, dass nur Aufwendungen erstattet werden, die sich bei Bauschalldämm-Maßen ergeben, die um 3 Dezibel unter den Anforderungen für die Errichtung baulicher Anlagen liegen. Dadurch ergeben sich für Wohnräume Innenpegel tags zwischen 37 und 42 dB(A) und für Schlaf​räume nachts zwischen 27 und 32 dB(A).

Wurden bereits in der Vergangenheit bauliche Schallschutzmaßnahmen durchgeführt, sind weitere Aufwendungen nur erstattungsfähig, wenn die Bauschalldämm-Maße der früheren Schallschutzmaßnahmen um mehr als 8 Dezibel unter den erforderlichen Bauschall​dämm-Maßen für die Errichtung baulicher Anlagen liegen. Bei der Marge von 8 Dezibel können bei Wohnräumen die Innenpegel tags zwischen 42 und 47 dB(A) und für Schlaf​räume nachts zwischen 32 und 37 DB(A) liegen.

Darüber hinaus regelt die Verordnung den Höchstbetrag der Erstattung von 150 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche.

Kritische Betrachtung der Schallschutzverordnung

1. Bereits die aus dem Fluglärmgesetz resultierenden Schutzzonen sind durch die Fest​legung zu hoher Grenzwerte zu klein. In den schon zu kleinen Schutzzonen würde nach den Fest​legungen des Entwurfs der SchallschutzV durch wiederum zu hohe zulässige Grenz​werte ein deutlich zu geringer Schutz gewährt. Insbesondere in der Nacht würde der Schutz vor Schlafstörungen nicht erreicht.

2. Der Ansatz über Dauerschallpegel ist nicht zielführend. Dies gilt insbesondere für die Nacht, hier müssen Einzelschallpegel analog dem FluglärmG Verwendung finden.

3. Sollte das Schutzziel an Dauerschallpegeln ausgerichtet werden, dürfen in der Nacht 25 dB(A) im Rauminneren nicht überschritten werden (siehe UBA), für den Tag gelten 35 dB(A). Es ist zu berücksichtigen, dass die Einzelpegel um 20-25 dB(A) höher liegen können als der hier angeführte Dauerschallpegel.

4. Der Ansatz über Bauschalldämm-Maße soll der Vereinfachung dienen, ist wegen der 5-dB-Schritte zu grob und garantiert nicht die Einhaltung der vorgesehenen Innen​pegel. Die Verant​wortung für ein schlechtes Ergebnis wird auf die Betrof​fenen über​tragen.

5. Die Abschläge von 3 dB(A) für bestehende Gebäude und von 8 dB(A) für bereits früher einmal mit Schallschutz versehene Gebäude sind mit dem eigentlichen Schutz​ziel nicht ver​ein​​bar und stellen eine Kostenersparnis vor den Schutz der Menschen. Aus Kalkül, in Einzelfällen einen geringfügig zu hohen Schallschutz zu finanzieren, wird eher für Viele zu wenig getan. Dabei wird selbst der von einer Arbeitsgruppe im Rahmen der Gesetz​gebung für das FluglärmG geschätzte Kostenrahmen von 614-738 Mio. Euro durch später vorge​nommene Änderungen zum FluglärmG, die zu redu​​zierten Ausgaben führen, nicht ausge​schöpft.

6. Die im Entwurf beschriebene Belüftung der schallgeschützten Räume ist nicht aus​reichend. Maßnahmen zur Entlüftung der Räume (Temperaturausgleich) sind aus einem früheren Entwurf gestrichen worden. 

7. Die  veranschlagte Höchsterstattungsgrenze innerhalb der 2. FluglSV  wird auf  150 € je Quadrat​meter Wohnfläche festgesetzt und damit bei weitem nicht aus​reichend.

In der Summe reichen die vorgesehenen Maßnahmen nicht aus, um das Ziel eines spürbar ver​besser​ten Schutzes vor Fluglärm zu erreichen und damit dem Vorsorgeprinzip zu genü​gen. Während das FluglärmG vor allem durch zu hohe zulässige Grenzwerte bereits viel zu kleine Schutzzonen festlegt, bewirkt die 2.FlugLSV durch die Verwendung von Dauer​schall​pegeln sowie weiteren Mittelungen und Pauschalierungen bei den Bauschall​dämm-​Maßen einen völlig unzureichenden Schutz vor Fluglärm vor allem in der Nacht. Durch zusätzlich geminderte Schutzziele bei vorhandenen Bauten und 3 dB(A) und schon einmal schall​geschützten Bauten werden die Betroffenen um 8 dB(A) schlechter gestellt. Das bedeutet für sie die Zulassung der doppelten bzw. der nahezu sechsfachen Lärmmenge.

Köln, 5.1.2010

